
Ordnung des Kreistages des Kreises Euskirchen  

über die Abgrenzung der Zuständigkeit der Ausschüsse des Kreistages 

vom 01.07.2026 

 

Zuständigkeitsordnung  
 

Der Kreistag des Kreises Euskirchen hat aufgrund des § 41 Abs. 2 und 3 der Kreisord-

nung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-

zes vom 10.07.2025 (GV. NRW. S. 618), in seiner Sitzung am 01.07.2026 folgende Fas-

sung der zuletzt durch Beschluss des Kreistages am 29.09.2021 geänderten Zustän-

digkeitsordnung beschlossen: 

 

§ 1 

 

Zweck 

 

1. Die Zuständigkeitsordnung hat den Zweck, die Befugnisse der nach § 8 Abs. 1 

der Hauptsatzung zu bildenden Fachausschüsse des Kreistages zu regeln, die 

Zuständigkeiten gegeneinander abzugrenzen und für die Arbeit der Ausschüsse 

einschließlich der gesetzlichen Ausschüsse allgemeine Richtlinien aufzustellen. 

 

2. Ausschüsse im Sinne von § 8 Abs. 1 der Hauptsatzung sind: 

 

1. Ausschuss für Bildung und Soziales 

2. Ausschuss für Gesundheit und Bevölkerungsschutz 

3. Ausschuss für Planung, Umwelt und Mobilität 

4. Ausschuss für Wirtschaft, Beteiligungen und Tourismus 

 

3. Weitere Ausschüsse, Unterausschüsse, Arbeitskreise und Beiräte können nach § 8 

Abs. 1 Satz 2 der Hauptsatzung gebildet werden. Ihre Zuständigkeiten sind im 

Beschluss über die Bildung solcher Gremien aufzuzeigen bzw. abzugrenzen. 

 

4. Die Zuständigkeit der gesetzlich vorgeschriebenen Ausschüsse wird durch diese 

Zuständigkeitsordnung nicht berührt. 
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§ 2 

 

Allgemeines 

 

1. Alle Angelegenheiten im Bereich der Selbstverwaltungsaufgaben des Kreises, 

die nach dem Gesetz oder aufgrund ihrer Bedeutung der Beschlussfassung des 

Kreisausschusses oder des Kreistages unterliegen, bedürfen der Vorberatung 

durch die Fachausschüsse des Kreistages. 

 

Ausgenommen sind Beschlüsse, die wegen Unaufschiebbarkeit unmittelbar vom 

Kreisausschuss oder wegen besonderer Dringlichkeit vom Landrat/von der Land-

rätin zusammen mit einem Kreisausschussmitglied gefasst werden (§ 50 Abs. 3 

KrO NRW), Beschlüsse im Rahmen der Selbstorganisation sowie Wahlen und Ver-

treterbestellungen, die keinem Fachausschuss zuzuordnen sind. 

 

Ausgenommen sind ferner solche Beschlüsse, auf deren Vorberatung wegen 

der Eilbedürftigkeit verzichtet werden muss. 

 

Stehen vereinzelt Tagesordnungspunkte für einen Fachausschuss an, die jedoch 

aus wirtschaftlicher Sicht eine Fachausschusssitzung nicht gerechtfertigt erschei-

nen lassen, kann im Einvernehmen mit dem/der jeweiligen Ausschussvorsitzen-

den auf die Vorberatung verzichtet werden. 

 

Über Beschlüsse, die aus vorstehenden Gründen nicht von einem Fachausschuss 

vorberaten wurden, ist der Fachausschuss in seiner nächsten Sitzung zu unter-

richten. 

 

2. Arbeitsempfehlungen an die Verwaltung zur weiteren Behandlung einer Ange-

legenheit fassen die Fachausschüsse in eigener Zuständigkeit. Im Übrigen fassen 

die Fachausschüsse in der Sache einen an den Kreisausschuss bzw. den Kreistag 

gerichteten Empfehlungsbeschluss. 

 

3. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass sich die Zuständigkeit der Ausschüsse 

nach dem Aufgabengliederungs- und Geschäftsverteilungsplan für die Verwal-

tung sowie dem Organisationsplan richtet. 

 

4. Berührt eine Angelegenheit die Zuständigkeit mehrerer Ausschüsse, sind diese 

mit der Angelegenheit zu befassen. Der nach § 3 zuständige Ausschuss ist feder-

führender Ausschuss. Ihm obliegt die Beschlussempfehlung. In Zweifelsfällen ent-

scheidet der Landrat/die Landrätin, welche Ausschüsse mit einer Angelegenheit 

befasst werden sollen. 
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5.  Die Beteiligungen des Kreises Euskirchen fallen grundsätzlich in die Zuständigkeit 

des Ausschusses für Wirtschaft, Beteiligungen und Tourismus als dem zuständigen 

Fachausschuss für Beteiligungsangelegenheiten. Die Behandlung fachspezifi-

scher Themen durch einen weiteren Fachausschuss ist nicht ausgeschlossen. 

 

6. Die Zuständigkeit des Landrates/der Landrätin im Rahmen der Geschäfte der 

laufenden Verwaltung sowie in Angelegenheiten der unteren staatlichen Ver-

waltungsbehörde nach den gesetzlichen Vorschriften wird durch diese Zustän-

digkeitsordnung nicht berührt. 

 

§ 3 

 

Zuständigkeit 

 

Den Ausschüssen nach § 1 Ziffer 2 obliegt insbesondere folgende Zuständigkeit: 

 

1. Ausschuss für Bildung und Soziales 

 

 a) im Bereich Schulen (Amt 40 / Einrichtung 43) 

 

1. Wahrnehmung der Pflichtaufgaben des Schulträgers nach den gesetz-

lichen Bestimmungen für die kreiseigenen Schulen 

 

2. Vorberatung der Haushalts- und Budgetansätze und des Investitions-

programms, soweit sie die kreiseigenen Schulen betreffen 

 

3. Angelegenheiten der VHS Kreis Euskirchen (Einrichtung 43) und des 

Kreismedienzentrums (Einrichtung 40.3) 

 

 

 b) im Bereich des Sports (Amt 01) 

 

1. Vorberatung der Haushalts- und Budgetansätze und des Investitions- 

programms 

 

2. Richtlinien zur Gewährung von Kreiszuschüssen für sportliche Maßnah-

men und Veranstaltungen 

 

3. Vorberatung für die Planung und den Bau kreiseigener Sportanlagen 

einschl. Vergaben, evtl. unter Beteiligung des Ausschusses für Planung, 

Nachhaltigkeit und Mobilität 

 

4. Zusammenarbeit mit dem Kreissportbund Euskirchen und anderen Spor-

torganisationen im Kreisgebiet 
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 c) im Bereich Kultur (Amt 01) 

 

1. Vorberatung der Haushalts- und Budgetansätze und des Investitions-

programms  

 

2. Richtlinien zur Förderung der Kulturarbeit im Kreis Euskirchen 

 

3. Kulturelle Veranstaltungen des Kreises Euskirchen 

 

4. Angelegenheiten der allgemeinen Kulturarbeit 
 

 

 d) in Bereich Kommunales Bildungs- und Integrationszentrum (Amt 49) 

 

1. Vorberatung der Haushalts- und Budgetansätze und des Investitions-

programms 

 

2. Vorberatung von Themen, die die Bereiche Regionales Bildungsbüro, 

Kommunales Integrationszentrum, Integrationsbeauftragte, Kommunale 

Koordinierungsstelle einschließlich Sozialplanung und Sozialberichterstat-

tung betreffen; die ggf. zusätzliche Zuständigkeit des Jugendhilfeaus-

schusses bleibt hiervon unberührt. 

 

e)  im Bereich Soziales (Amt 50) 

 

1. Vorberatung der Haushalts- und Budgetansätze und des Investitions-

programms 

 

2. Richtlinien für die Kreisförderung sozialer Einrichtungen, Maßnahmen 

und Veranstaltungen anderer Träger 

 

3. Vorberatung zur Planung und Durchführung eigener Aktionen, Maß-

nahmen und Veranstaltungen im sozialen Bereich, soweit es sich nicht 

um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt 

 

4. Förderung sozialer Maßnahmen im Einzelfall außerhalb der Richtlinien 

 

5. Vorberatung sozialpolitisch bedeutsamer Entscheidungen, soweit es 

sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt 

 

6. Angelegenheiten der Gebührenfestsetzung im Rahmen der v.g. Aufga-

benbereiche 
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2. Ausschuss für Gesundheit und Bevölkerungsschutz 

 

in den Bereichen Gesundheit (Amt 53), Gefahrenabwehr (Amt 38), Veterinärwe-

sen und Lebensmittelüberwachung (Amt 39) sowie Sicherheit und Ordnung (Amt 

32) 

 

1. Vorberatung der Haushalts- und Budgetansätze und des Investitions-

programms 

 

2. Richtlinien für die Kreisförderung gesundheitlicher Einrichtungen, Maß-

nahmen und Veranstaltungen anderer Träger 

 

3. Vorberatung zur Planung und Durchführung eigener Aktionen, Maß-

nahmen und Veranstaltungen im gesundheitlichen Bereich, soweit es 

sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt 

 

4. Förderung gesundheitlicher Maßnahmen im Einzelfall außerhalb der 

Richtlinien 

 

5. Vorberatung gesundheitspolitisch bedeutsamer Entscheidungen, soweit 

es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt 

 

6. Vorberatung aller politischen Entscheidungen hinsichtlich der Gefah-

renabwehr und zum Schutz der Bevölkerung 

 

7. Angelegenheiten der Gebührenfestsetzung im Rahmen der v.g. Aufga-

benbereiche 

 

 

3. Ausschuss für Planung, Umwelt und Mobilität  
 

 a) in den Bereichen Verkehrsinfrastruktur, Immobilien u. Abfallwirtschaft (Amt 

66) sowie Bauen u. Wohnen (Amt 63) 
 

1. Vorberatung der Haushalts- und Budgetansätze und des Investitions-

programms  

 

2. Vorberatung der Planung und technischen Ausführung von Baumaß-

nahmen des Kreises im Hoch- und Straßenbau 

 

3. Vorberatung der Vergabe von Lieferungen, Bauleistungen und Ingeni-

eurleistungen für den Hoch-, Radwege- und Straßenbau einschließlich 

Unterhaltung 
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4. Vorberatung aller Planungen und Maßnahmen von grundsätzlicher Be-

deutung im Bereich des Hoch- und Straßenbaus einschließlich Stellung-

nahmen des Kreises zu Planungsvorhaben und Maßnahmen anderer 

Träger 

 

5. Vorberatung der Planung und technischen Ausführung von Baumaß-

nahmen im Bereich der Abfallentsorgungs- und -

verwertungseinrichtungen sowie evtl. Inneneinrichtung und maschinen-

technischer Ausstattung 

 

6. Vorberatung der Vergabe von Lieferungen, Bauleistungen und Ingeni-

eurleistungen in den Bereichen Abfallwirtschaft und Bodenschutz 

 

7. Vorberatung aller Planungen und Maßnahmen von grundsätzlicher Be-

deutung im Bereich der Abfallwirtschaft und des Bodenschutzes 

 

8. Vorberatung von Stellungnahmen des Kreises zu Planungsvorhaben an-

derer Träger im Bereich der Abfallwirtschaft und des Bodenschutzes von 

grundsätzlicher Bedeutung 

 

9. Vorberatung der Abfallentsorgungssatzung und der Abfallgebührensat-

zung 

 

10. Vorberatung politisch bedeutsamer Entscheidungen, soweit es sich 

nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt 

 

 

 b) in den Bereichen Umwelt (Amt 60), Mobilität und Breitband (Team 61), 

Geoinformation, Vermessung und Kataster (Amt 62) sowie  Straßenverkehr 

(Amt 36) 

 

1. Vorberatung der Haushalts- und Budgetansätze und des Investitions-

programms  

 

2. Vorberatung aller Planungsvorhaben von grundsätzlicher Bedeutung im 

Bereich des Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutzes 

 

3. Vorberatung von Richtlinien zur Förderung von Aktionen und Program-

men und von eigenen Aktionen und Programmen im Bereich des Um-

welt-, Natur- und Landschaftsschutzes 

 

 

 

 



 

 

- 7 - 

4. Vorberatung von Stellungnahmen des Kreises zu Planungsvorhaben und 

Maßnahmen anderer Träger von grundsätzlicher Bedeutung im Bereich 

des Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutzes sowie des Gewässerschut-

zes 

 

5. Vorberatung von Vergaben von Lieferungen und Bau- sowie Ingenieur-

leistungen im Bereich des Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutzes, der 

Planung, des ÖPNV/SPNV sowie des Kataster- und Vermessungswesens 

 

6. Vorberatung aller politischen Beschlüsse, die im Bereich des Umwelt-, 

Natur- und Landschaftsschutzes gesetzlich vorgeschrieben sind 

 

7. Vorberatung von Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung in 

den Bereichen der Landes-, Gebiets- und Kreisentwicklungsplanung ein-

schließlich Stellungnahmen des Kreises zu Planungsvorhaben und Maß-

nahmen anderer Träger 

 

8. Vorberatung aller Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung in 

Fragen des ÖPNV/SPNV sowie der Anbindung an das regionale, über-

regionale und internationale Verkehrsnetz  

 

9. Vorberatung politisch bedeutsamer Entscheidungen, soweit es sich 

nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt 

 

 

4. Ausschuss für Wirtschaft, Beteiligungen und Tourismus 

  

a) in den Bereichen Wirtschaftsförderung und Kreisentwicklung (Amt 01)   

 

1. Vorberatung der Haushalts- und Budgetansätze und des Investitions-

programms  

 

2. Vorberatung politisch bedeutsamer Entscheidungen, soweit es sich 

nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt 

 

 insbesondere 

 

2.1 Fragen der gewerblichen und industriellen Entwicklung sowie der 

Tourismusförderung von grundsätzlicher Bedeutung 

 

2.2 Beratung von arbeitsmarktrelevanten Entwicklungen und Maßnah-

men von grundsätzlicher Bedeutung 
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b) im Bereich Beteiligungen 

 

  1.  Vorberatung aller Beteiligungsangelegenheiten, soweit diese nicht in 

einem anderen Fachausschuss zu behandeln sind (vgl. § 2 Ziffer 5). 

  

§ 4 

 

Geschäfte der laufenden Verwaltung 

 

Nach § 14 der Hauptsatzung entscheidet der Landrat/die Landrätin nach pflichtge-

mäßem Ermessen, welche Geschäfte solche der laufenden Verwaltung im Sinne des 

§ 42 Buchst. a KrO NRW sind. Hierbei ist er/sie an den Kreistagsbeschluss über die 

Festlegung von Wertgrenzen bei Vergaben gebunden.  

 

 

§ 5 

 

Inkrafttreten 

 

Die Zuständigkeitsordnung hat keine Rechtswirkung nach außen und tritt mit der Be-

schlussfassung durch den Kreistag in Kraft. 




